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n den Mitgliedsstaaten der Nordatlanti-
schen Allianz (NATO) der Organisation für

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OE CD) und der Europ äischen Union (EU)
macht seit Ende de s Kalten Krieges die Rede vom
»demokratischen Frieden« eine b e achtliche wis-
senschaftliche und mediale Karriere . Die meisten
Interpreten erklären ihren Erfolg mit den normati-
ven, rationalen und institutionellen Stärken demo-
kratisch verfasster Gesellschaften :

− In D emokratien stellten Recht auf Leb en und
körperliche Unversehrtheit sowie die friedliche
Lö sung von Konflikten »hohe und weitgehend in-
ternalisierte Werte dar, die auf die internationalen
B eziehungen üb ertragen werden« ;

− demokratische Ge sellschaften vermieden
Kriege , da sie »das Verlustrisiko für ihr Leb en und
ihren B e sitzstand« steigern, und »Zerstörungen im-
mense Folgeko sten für die Gemeinschaft nach sich
ziehen« ;

− solche normativen und materiellen Interessen
würden durch demokratische Institutionen ge si-
chert, weil sie e s ermöglichten, kollektive Friedens-
interessen »politisch auch gegen Partikularinteres-
sen durchzusetzen . « D adurch käme ihnen »eine
friedensfördernde Funktion zu« . Sie b ehinderten
o der verlangsamten »die Vorb ereitung eine s
Kriege s b eziehungsweise die Entscheidung zum
Krieg unter anderem durch die Transp arenzpflich-
ten der Exekutive , die Gewaltenteilung und die
Pressefreiheit. «

1 )

Und weil D emokratien dauerhaft friedensfähig
seien, könne die »Gewalt in der Welt« nur von denj e-
nigen ausgehen, »die mit Intoleranz , Fundamenta-
lismus , brutalem Machtstreb en die der D emokratie
zugrunde liegenden Prinzipien verletzen . « Die s
Credo b estimmt »weitgehend unser Alltagsdenken
über Krieg und Frieden sowie in weiten Zügen un-
sere Außen-, Sicherheits-, und Entwicklungspolitik.
E s kritisch hinterfragen zu wollen, mag manchem
wie eine Ketzerei erscheinen . «

2 )

D as tatsächliche Friedensverhalten europ äi-
scher und nordamerikanischer D emokratien
könnte der Ketzerei allerdings scharenweise neue
Anhänger zutreib en, allemal umwelt- und wirt-
schaftswissenschaftlich argumentierende .

Au s die ser disziplinären Sicht formuliere ich
zunächst sechs The sen, die ich anschließend , wenn
nötig, au sführlicher b egründe .

These 1 : E s waren »friedliche« D emokratien, die
allein im Zeitraum zwischen 1 9 9 1 und 2 0 0 3 ohne
Selb stverteidigungsgrund b ereits sieb en M al Krieg
geführt hab en : Gegen Irak 1 9 9 1 (Golfkrieg) , in So-
malia 1 9 9 3 , in B o snien 1 9 9 4/9 5 , im Irak 1 9 9 8 (Ope-
ration »D e sert Fox«) , gegen Jugo slawien 1 9 9 9 , ge-
gen Afghanistan 2 0 0 1 und gegen Irak 2 0 0 3 . D as ist
ein be achtlicher Widerspruch zum vorherrschen-
den Selb stverständnis

3 )

, ein Urteil, das unmittelb ar
einleuchten dürfte .

These 2 : Wer das Mo dell des »demokratischen
Friedens« ausschließlich normativ, materiell und
institutionell b egründet, erkennt weder seine B e-
ziehung zum frühbürgerlichen »liberalen Frieden«
noch seine weltgesellschaftlichen und bio sphäri-
schen Konsequenzen . Leider begehen auch heraus-
ragende Kritiker des Modells

4)

die se folgenschwe-
ren Fehler. Üb er Gründe und Konsequenzen wird
in diesem B eitrag ausführlich zu reden sein .

These 3 : D er Annahme , D emokratien seien
grundsätzlich friedlich, ist das militärökonomi-
sche Verständnis des Kalten Kriege s immanent. E s
b e sagt : Investitionen für Hochrü stung, Streitkräfte
und Kriege b eeinflu ssen das Wirtschaftswachstum
po sitiv, sie stabilisieren die Konjunkturentwick-
lung, wirken sich günstig auf B eschäftigung, Nach-
frage und Regionalentwicklung aus , forcieren den
wissenschaftlich-technischen Fortschritt und he-
b en den Leb ensstandard .

5 )

Die se Argumentation ist
das Ergebnis einer militärspezifischen Unmündig-
keit westlicher D emokratien, die vor vierzig Jahren
einem Vorsitzenden des Streitkräfte-Au sschusse s
des US-Senats no ch auffiel, ein Vorfall, der heute ab-
surd erschiene : »E s gibt etwas an der Vorb ereitung
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der Zerstörung, das die Menschen dazu bringt, un-
b ekümmerter Geld auszugeb en, als sie das tun,
wenn e s sich um konstruktive Zwecke handelt. Ich
weiß nicht« , fuhr der damalige Senator Richard B .
Russell fort, »warum das so ist ; ab er in einem Zeit-
raum von fast dreißig Jahren im Senat habe ich b e-
ob achtet, dass an dem Kauf von Waffen, mit denen
man tötet, zerstört, Städte ausradiert und große
Transportsysteme auslö scht, etwas dran ist, das die
Menschen dazu bringt, nicht so mit dem D ollar zu
rechnen, wie sie das tun, wenn sie sich mit ange-
messenem Wohnungsb au und der Sorge für die Ge-
sundheit menschlicher Leb ewesen b efassen . « Ein
»niederschmetternderes Urteil« , urteilten die einst
b edeutenden Wirtschafts- und Sozialwissenschaft-
ler Paul B aran und Paul Sweezy, »üb er die ge samte
Ge sellschaft ist kaum vorstellb ar. «

6)

These 4: Wer Gründe für die genannten Fehlan-
nahmen des »demokratischen Friedens« unter-
sucht, stößt möglicherweise auf einen brisanten
B efund − die B egrenztheit des »liberalen« Friedens-
proj ekts im 1 9 . und des »demokratischen« im 2 1 .
Jahrhundert. Für die Annahme , dass die Funktions-
b edingungen de s »demokratischen Friedens« welt-
ge sellschaftlich und weltökologisch nicht verallge-
meinerb ar sind , sprechen b e achtliche historische ,
ökonomische und ökologische D aten . So findet
sich in einem Weißbuch der EU-Kommission über
Herausforderungen der Gegenwart und Wege ins
2 1 . Jahrhundert ( 1 9 9 4) die selb stkritische Erkennt-
nis , in der Europ äischen Gemeinschaft seien wäh-
rend de s Kalten Krieges viele politische Entschei-
dungen zustande gekommen, die mit dem Ziel ei-
ner dauerhaften und umweltgerechten Entwick-
lung nicht mehr vereinb ar seien, weshalb die EU
ein »tauglichere s Wirtschaftsmo dell« entwickeln
müsse .

These 5 : Aus der These , die Funktionsb edin-
gungen de s »demokratischen Friedens« seien welt-
ge sellschaftlich nicht verallgemeinerb ar, folgt
nicht, we stliche D emokratien seien friedensun-
fähig. D arauf verweist j edo ch eine andere Feststel-
lung. Wären die Sieger de s Kalten Kriege s tatsäch-
lich friedensfähig, hätten sie den epo chalen Rio-
Prozesses mit seinem weltge sellschaftlichen Su s-
tainability-Geb ot genutzt, um Schritte zur allgemei-
nen und vollständigen Abrüstung einzuleiten .

7)

B e-
kanntlich wählten sie das Gegenprogramm . Sustai-
nability (Nachhaltigkeit) ist der Inbegriff für das
Gegenmo dell einer Re alität, in der bislang no ch
stets die Gesellschaft gewinnt, deren Eigentums-
und M achtverhältnisse gewährleisten, dass der
Mensch seine sgleichen au sb euten und die Natur

am umfassendsten, rücksichtslo se sten und raffi-
niertesten verwerten darf. D er We sten entschied
sich gegen eine nachhaltigkeitsge stützte Abrü s-
tungsplanung, obwohl mit dem Konzept de s früh-
bürgerlichen »lib eralen Friedens« eine universelle
Entmilitarisierungstheorie und mit den vertrags-
reifen Entwürfen für allgemeine und vollständige
Abrüstung der USA und der UdS SR von 1 9 62/ 1 9 6 3
ein faszinierendes Abrüstungskonzept vorlagen .
Die sowj etisch-amerikanischen Entwürfe befür-
worteten »die völlige Eliminierung der militäri-
schen Gewalt in den Händen der einzelnen Staa-
ten« , so dass kein Staat der Welt mehr üb er »militäri-
sche Machtmittel verfügen« sollte , »die er gegen an-
dere Länder einsetzen kann . «

8)

These 6: Warum die Prop agandisten de s »demo-
kratischen Friedens« nach der Selb stauflö sung de s
Warschauer Vertrages ( 1 9 9 1 ) daran nicht anknüpf-
ten, lässt sich nicht nur mit ihrer nachhaltigkeits-
und konversionsökonomischen Unmündigkeit er-
klären . D azu kommt ihre doppelte wissenschaftli-
che B efangenheit. Sie sind zum einen b efangen ge-
genüb er dem »mo dernen militärischen E stablish-
ment«

9)

, das sich mit dem militärisch-industriellen
Komplex eine »demokratische« Institution schuf,
die nicht nur in den USA von Parteien, Parlamenten
und Regierungen mit überragender M acht au sge-
stattet wurde .

1 0)

D as militärische E stablishment in
den mächtigsten D emokratien beeinflusste schon
während de s Kalten Krieges das Tempo und die
Form der Wirtschafts- und Wissenschaftsentwick-
lung, we shalb es nach Kriegsende alle B emühun-
gen um tatsächliche Abrüstungen nachgerade spie-
lerisch hintertreiben konnte .

1 1 )

Zum andern sind sie b efangen gegenüb er radi-
kalp azifistischen Folgen einer entmilitarisierten
Welt, wozu in den westlichen D emokratien die
Konversion ihrer Ökonomie de s To de s

1 2)

in eine
Ökonomie der Friedenskultur gehört, die wie-
derum eine Sustainabilisierung des Glob alisie-
rungsprozesse s

1 3 )

ermöglichen würde . Als integrie-
rende Verpflichtung für Ge sellschaft, Politik, Ver-
waltung, Militär und Wirtschaft hätte Sustainability
die Transformation wachstums-, profit- und gewal-
torientierter Arb eitsgesellschaften in nachhaltige
Wirtschaftsgesellschaften zur Folge , die , weil sie
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nur no ch qualitativ wüchsen, tatsächlich friedens-
fähig werden könnten .

Gewiss , mit solchen Einwänden ist das Credo ,
wonach nur die D emokratisierung der Weltgesell-
schaft eine erfolgversprechende Friedensstrategie
sei, wegen der D ominanz des militärisch-industri-
ellen Komplexe s in demokratischen Gesellschaf-
ten und der D ominanz des Kapitalismus im Weltsy-
stem nicht zu erschüttern .

D enno ch wollen wir den Entstehungszusam-
menhang de s »demokratischen Friedens« , seine
Funktionsb edingungen und seine weltgesell-
schaftlichen Konsequenzen genauer durchleuch-
ten, weil die Realdialektik von Frieden und Krieg
kaum anders darstellb ar wäre .

Zur Dialektik von Frieden und Krieg

Vo n der liberalen zur

imperialistischen Friedensordn ung

B eginnen mö chte ich den empirischen Teil mit
der Fragestellung, wann die Programmatik vom »li-
beralen Frieden« entstand , wie sie b egründet wur-
de , an wen sie sich richtete und warum sie ob solet
wurde .

D as frühbürgerliche Ideal
vom »liberalen Frieden«

Die B ehauptung, D emokratien seien friedferti-
ger als andere Regime , geht in Europ a zurück auf
die politischen und ökonomischen Verheißungen
des frühbürgerlichen Nationallib eralismu s . Diese
politische B ewegung war das Ergebnis zweier Re-
volutionen : D er franzö sischen Revolution, die das
Ancien Régime stürzte und der industriellen Revo-
lution, die den feudal-b ornierten Stoffwechsel zwi-
schen Mensch und Natur üb erwand . B eide b ewirk-
ten zusammen mit der franzö sischen Aufklärung
und der englischen lib eralen Nationalökonomie
den epo chalen Wandel von der feudalen Agrar- zur
kapitalistischen Indu striege sellschaft. Ihre viel-
schichtigen sozialen, ökonomischen, rechtlichen
und politischen Folgeerscheinungen brachten
auch ein neues friedenspolitische s D enken hervor.
Die politische »Utopie des aufsteigenden Nationa-
lismus« gründete auf dem Versprechen, »nach der
B e seitigung der bisher dominierenden Konfliktur-
sachen − des monarchischen Ehrgeize s, der das An-
sehen der Dynastie und des Fürstenstaate s immer
wieder mit dem Mittel des Krieges steigern wollte ,
überhaupt de s kompetitiven aristokratischen Riva-
litätsdenkens − , die im Prinzip friedliche Welt der
bürgerlichen Nationsgeno ssen heraufzuführen . «
Und ihrem »Intere ssenausgleich im Inneren ent-
spreche« , so die Folgerung, »geradezu natürlich die
friedliche Ko existenz aller Nationalstaaten, denen
die Unruhefelder des fürstlichen Kräftemessens
ganz und gar abgingen . «

14)

Gleichsam »verwissenschaftlicht« wurde die po-
litische Vision einer »lib eralen Friedensordnung«
durch die klassische bürgerliche Ökonomie . Ihre
Urheber, namentlich Adam Smith, D avid Ricardo
und John Stuart Mill, wollten erklären, warum die
bürgerliche Ge sellschaft sich von den vorangegan-
genen feudalen und theokratischen Gesellschaften
wesentlich unterschied : Sie sei die erste , die Macht
nun ökonomisch au süben könne , we shalb physi-
sche und militärische Gewaltanwendung dauer-
haft verzichtb ar seien . Eine entsprechende B e-
gründung von Mill lautete : »E s war vergeblich, Ge-
fühle der B rüderlichkeit unter den Menschen nur
durch moralischen Einfluss zur Geltung zu brin-
gen, so lange nicht zugleich das B ewusstsein der
Gemeinschaftlichkeit der Interessen b egründet
werden konnte ; und dieses B ewusstsein verdankt
man dem Handel . D er Handel ist es , welcher rüstig
zu Werke geht, um Kriegführung in Vergessenheit
zu bringen, indem er die versöhnlichen Intere ssen,
welche in natürlicher Oppo sition gegen den Krieg
stehen, mehr und mehr stärkt und vervielfältigt.
Und weil aller Wahrscheinlichkeit nach Krieg j etzt
das alleinige Ereignis ist, welches das Fortschreiten
der menschlichen Entwicklung für längere Zeit
wieder zurückdrängen könnte , so darf man ohne
Üb ertreibung b ehaupten, dass die große und ra-
sche Zunahme de s internationalen Handels, indem
sie die hauptsächliche Garantie des Weltfriedens
ist, zugleich die große dauerhafte Sicherheit ge-
währt für das ununterbro chene Fortschreiten der
Ideen, Staatseinrichtungen und de s Charakters de s
Menschenge schlechts . «

1 5 )

Krieg b ewerteten die englischen Klassiker als
Ergebnis nicht funktionierender und durch staatli-
chen Dirigismu s gelenkter Marktb eziehungen,
Frieden dagegen als notwendige Konsequenz de s
Freihandels mit seinen wachsenden Warenmen-
gen und zunehmenden Finanzströmen . Jede mi-
litärische Variante der Machtpolitik kritisierten sie
als zu ko stenträchtig, Rüstung und Streitkräfte als
unpro duktiv. »So sind z . B . der Monarch und alle sei-
ne Civil- und Militärb eamten mit der ganzen Armee
und Flotte , unpro duktive Arb eiter. Sie sind die Die-
ner des Volkes und empfangen ihren Unterhalt
durch einen Teil vom Jahre spro dukt des Fleißes an-
derer Leute . «

1 6)

Und no ch Mitte des 1 9 . Jahrhun-
derts machten lib erale süddeutsche Ökonomen
»Rüstungsausgab en für die Armut bestimmter B e-
völkerungsgruppen verantwortlich . «

1 7)

D auerhaft friedliche Verhältnisse würden sich
einstellen, wenn rationale , technokratische Indu-
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1 0

strielle und B ankiers regierten, Profit an die Stelle
von kolonialer Ausplünderung trete , Mehrwert
fortan durch rein ökonomische Mittel erzielt wür-
de , M arkt und Arb eitsteilung sich selb st regulier-
ten, sob ald sie erst einmal Wirklichkeit geworden
seien . Macht hatte außerdem eine internationale
Dimension, weil Europ a sich transnational indu-
strialisierte . Als Ergebnis würde e s sich zwangsläu-
fig zum Zentrum »einer Weltwirtschaft und Weltge-
sellschaft« entwickeln, die dem Krieg seine wesent-
lichen Ursachen entzogen habe .

1 8)

Die historische B edeutung der Annahmen über
die Funktionsb edingungen des »lib eralen Frie-
dens« b e steht in der rational-aufklärerischen Ana-
lyse von Frieden und Krieg. Sie unterstellte
Kriegsursachen nicht mehr als naturwüchsig o der
schicksalsverordnet und wie s Frieden als planb ar
nach . D adurch ebnete sie den Weg für alle sp äteren
wissenschaftlichen Arb eiten üb er Kriegsgründe
und Friedensb edingungen .

D as Bürgertum wurde imperialistisch, weshalb
es die Funktionsb edingungen einer »lib eralen Frie-
densordnung« zerstörte

Die symp athische bürgerliche Friedensmission
scheiterte gegen Ende des 1 9 . Jahrhunderts am Bür-
gertum selb er. Sein lib erales Nationalstaats − Kon-
zept erwies sich als unfähig, »Probleme des inner-
ge sellschaftlichen und außenpolitischen Friedens
b efriedigend lö sen zu können . «

1 9)

D afür waren
mehrere Gründe verantwortlich .

1 . England verlor durch die indu striellen Revo-
lutionen in mehreren Staaten sein Monopol auf
dem Weltmarkt, weshalb an die Stelle de s Freihan-
dels ein System protektionistischer, erbittert rivali-
sierenden Nationalwirtschaften trat.

2 . Die Krisenhaftigkeit de s Laissez-Faire-Kapita-
lismu s, die die ser Ökonomie wegen ihrer Eigen-
tums-, Verteilungs-, Verwertungs- und Konkurrenz-
b edingungen immanent war − , verursachte 1 8 5 7
die erste Weltwirtschaftskrise , 1 8 73 die zweite , der
eine zwanzigj ährige » Große D epression« folgte . »In
dieser Phase vollzogen sich im Innern der kapitalis-
tischen Ge sellschaften einschneidende Verände-
rungen . D er Aufstieg mächtiger, politisch einfluss-
reicher Interessenverb ände , die Ablö sung der frei-
en Konkurrenz durch einen raschen Konzentrati-
onsproze ss im Industrie- und B ankwesen, die Ab-
schottung des Binnenmarkts hinter wachsenden
Schutzzollmauern und eine vom Bürgertum ge-
stützte Repre ssionspolitik gegenüb er der organi-
sierten Arb eiterb ewegung b ewirkten die Abkehr
von einer lib eralen Wirtschafts- und Gesellschafts-
politik. «

2 0)

3 . Die erste ökonomische Strukturkrise in den
entwickelten Industriegesellschaften konnte nach
vorherrschender Auffassung nur durch exp ansio-

nistische Strategien überwunden werden . »D ank
der systemimmanenten Tendenz zum Ausb au von
Überkap azitäten wurde die Notwendigkeit, neue
Märkte auch in Üb ersee suchen zu müssen, ohne-
hin als gebieterisch empfunden, vor allem aber
schien nur der Export ein Hilfsmittel gegen die
wiederkehrenden D epressionen, die Gesellschaft
und Politik in Mitleidenschaft zogen, zu bieten . D a
zugleich die Suche nach Investitionschancen und
der Fall der Profitrate mächtige Finanzgruppen auf
die Außenmärkte verwie sen, entwickelte sich un-
ter dem Zwang des Waren- und Kapitalexports,
aber auch der Erhaltung üb erkommener ge sell-
schaftlicher M achtstrukturen und Einkommens-
verhältnisse ein forcierter, zunehmend von der
Staatsgewalt unterstützter Wettb ewerb um Ein-
flusssphären und geschützte Kolonialmärkte . «

2 1 )

In
den achtziger Jahren des 1 9 . Jahrhunderts wurde
das europ äische und nordamerikanische Bürger-
tum imperialistisch .

Imperialismu s »ist Kampf gegen die Arb eiter im
Heimatstaat und gegen die Eingeb orenen in den
Kolonien; ist die Welt der Monopole , des B ankkapi-
tals , der Tru sts, die sich auf den Rest der Mensch-
heit werfen; ist schließlich die Ge samtheit der
weißen B evölkerung, die durch die se Kräfte in
Gang gesetzt wird . Angeregt durch Üb erfluss an in-
dustriellen Gütern und Armut an Rohstoffen in den
europ äischen Ländern, j agt der Imperialismus die-
se Länder in eine Reihe von Ab enteuern« .

2 2 )

Auf die-
se Weise verwandelte sich der Konkurrenzkampf
zwischen den imperialistischen Großunterneh-
men um Außenmärkte rasch in einen Machtkampf
der imperialistischen Länder untereinander, was
wiederum die internationalen Sp annungen erhöh-
te und » sie bis zur Gefahr eine s Kriegs«

2 3 )

steigerte .
D er frühere US-Außenminister R. Olney reflek-

tierte solche Zu sammenhänge 1 9 0 5 rückblickend
aus amerikanischer Sicht. D anach war der Üb er-
gang der USA zum Imperialismu s unvermeidb ar.
D enn das amerikanische Volk »hatte einzusehen
b egonnen, dass seine indu strielle und kommerziel-
le Entwicklung durch die begrenzte Nachfrage de s
Binnenmarktes nicht eingeengt werden durfte,
sondern freien Zugang zu allen Märkten brauchte .

Um diesen Zugang sicherzustellen, musste die
Nation nicht nur gewaltige B edürfnisse und ein un-
geheures latente s Potential, sondern auch furchter-
regende M achtmittel b e sitzen, um ihren Willen so-
fort mit Nachdruck verfolgen und durchsetzen zu
können . «

2 4)

1 8) Wehle r, H ans-Ulrich : N atio nalis mus . G e s chichte , Fo rmen, Folge n .
Münche n 2 0 0 1 ; S . 1 0 6

1 9) Wehle r, a. a. O . , S . 1 07

2 0) Wehle r, eb d a.

2 1 ) Wehler, a. a. O . , S . 1 0 8

2 2 ) H allgarten, G e o rge W. F. : D as S chicks al de s Imp e rialis mus im 2 0 .
J ahrhunde rt. D rei Abhandlunge n üb e r Kriegsurs ache n . Frankfurt
am M ain 19 69 ; S . 8

2 3) Wehler, H ans-Ulrich : »E inle itung« zu : d ers . (Hrsg .) : Imp erialis mus .
Köln 1 970 ; S . 19

24) Olney, R. : »The Natio n ´ s Parting o f the Ways« . In : H arvard Gradu a-
te ´ s M agazine , Vol . 1 3 , 1 9 0 4/0 5 ; S . 48 ff. ; zit. N ach : Wehler, H ans-Ul-
rich : D er Aufs tieg d es amerikanis chen Imp eri alis mus . Studien zur
E ntwicklung de s Imp e rium Americ anum 1 8 65- 19 0 0 . 2 . , b ibliogra-
phis ch ergänzte Auflag, G ö ttingen 19 87; S . 2 72
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Aufb au und Entwicklung »furchterregender
M achtmittel« erzwangen neue Formen der Militär-,
Rüstungs- und Kriegsplanung. D ab ei »spielten die
nationalen Kriegsflotten [ . . . ] eine immer größere
Rolle , denn ihre Aufgabe war es , die Seewege in die
Kolonialgebiete zu kontrollieren und zu sichern .
B e sonders wichtig war die Kriegsflotte für Groß-
britannien, für das der Zugang zu den üb erseei-
schen Territorien eine Frage der nationalen Sicher-
heit wurde . «

2 5 )

D ie s erklärt, warum au sgerechnet
Großbritannien, die Ho chburg des internationa-
len Liberalismus , mit dem Aufb au einer privaten
Rüstungsindustrie b egann, die sich rasch zum mi-
litärisch-industriellen Komplex entwickelte

2 6)

, den
seine Profiteure in Regierungen, Parlamenten,
Großindustrie und B anken schon damals auch mit
konjunkturellen und arb eitsplatzschaffenden Ar-
gumenten rechtfertigten .

2 7)

Vorher waren, außer in
den USA, Unternehmen zur Herstellung unmittel-
b ar militärischer B edarfsgegenstände , insb e sonde-
re von Waffen, sogenannte »Magazine« , in staatli-
chem B esitz .

2 8)

Auf diesen Bruch mit dem Fort-
schritts- und Reichtumskonzept der klassischen
Ökonomie läst sich die militärökonomische Un-
mündigkeit westlicher D emokratien zurückfüh-
ren .

Zu den innenpolitischen Voraussetzungen, die
zu einem »in die Welt au sgreifenden Imperialis-
mus«

2 9)

führten, gehörten die nationaldemokrati-
sche Organisation der führenden Mächte durch
Wahlrechtsreformen und Ausb au der Parlamente .
» Sie verschaffte den bürgerlichen Schichten im
höheren Maße politische Handlungsfreiheit als sie
bis dahin b e saßen und verstärkte seine Verbindun-
gen zu den militärischen Führungsgruppen, die für
j ede exp ansionistische Politik unentb ehrlich wa-
ren . «

3 0)

Die sozialistischen Militärtheoretiker, na-
mentlich Friedrich Engels und Walter Mehring, wa-
ren übrigens der Ansicht, erst die sozialistische Ge-
sellschaft werde die Ursachen für Kriege endgültig
be seitigen . In der Perio de des Kapitalismus hielten
sie Krieg für ein Mittel der Politik, mit dem bürger-
liche und sozialistische Politiker rechnen müss-
ten .

3 1 )

Am Ende war ein System konkurrierender in-
du striekapitalistischer Nationen entstanden, die
»insgesamt als >imperialistische s Zentrum < der

nicht-industrialisierten >Peripherie < gegenüb ertra-
ten . «

3 2 )

Die imperialistische Ausdehnung Europ as
erreichte 1 9 1 4 ihren Höhepunkt. »Unter unmittel-
b arer Herrschaft europ äischer Staaten o der minde-
stens in indirekter Abhängigkeit von ihnen stan-
den vor Kriegsausbruch 5 5 , 7 Millionen Qu adratki-
lometer und 5 4 0 , 8 Millionen Einwohner. Zu B e-
ginn de s 1 9 . Jahrhunderts waren 5 5 Prozent der Er-
dob erfläche von Europ a und von Staaten, die au s
europ äischen Kolonien hervorgegangen sind , ab-
hängig . Die ser Anteil stieg bis 1 878 auf 67 Prozent,
bis 1 9 14 auf 84 , 4 Prozent. «

3 3 )

»Demokratischer Frieden«
als universelle Norm?
Der »demokra tische Frieden«

und seine » neuen Bedroh ungen«

Ohne den Au sgang des Kalten Krieges ist die
zweite Karriere »lib eraler Friedensvorstellungen«

− die smal als Credo vom »demokratischer Frieden«
− , kaum vorstellb ar. Hatten die Kontrahenten bis
1 9 89/ 1 9 9 0 »die Verteidigungsb ereitschaft ihrer
Bürger auf die j eweiligen Wertesysteme« gestützt,
dienten danach das we stliche Wertesystem − Frei-
heit, D emokratie und M arktwirtschaft − , zur B e-
gründung, e s »notfalls mit militärischer Gewalt
[weltweit ] durchzu setzen. «

3 4)

Die Rechtfertigung für den militärischen Notfall
mussten »neue B edrohungen« liefern . Ihre Wahr-
nehmung und Verfügb arkeit geht auf Studien
zurück wie den B ericht einer Expertengruppe : B e-
ob achtungssatelliten für Europ a.

3 5 )

In diesem B e-
richt, den das Forschungsinstitut der D eutschen
Gesellschaft für Au swärtige Politik bereits Mitte
1 9 89 in Auftrag gegeb en hatte , präsentierten die
»Experten aus Forschung und Wissenschaft, Wirt-
schaft und Gewerkschaften, sowie Verwaltung,
Parlament und Publizistik«

3 6)

schon wenige Tage
nach B eendigung des Kalten Kriege s eine verblüf-
fend detailreiche »B edrohungsanalyse« . »Die politi-
schen Umwälzungen in O steurop a und D eutsch-
land sowie die tiefgreifenden Veränderungen im
O st-We st-Verhältnis hab en die Rahmenb edingun-
gen deutscher und europ äischer Außen- und Si-
cherheitspolitik grundlegend gewandelt. « Große
Kriege werden »no ch unwahrscheinlicher als bis-
her. Zugleich steigt die Wahrscheinlichkeit von
Konflikten, die von Nationalismen und Autono-
mieb ewegungen, ethnischen Rivalitäten und Irre-
denta ausgehen . [ . . . ] . E s zeichnen sich neue Heraus-
forderungen zum Teil glob aler Natur ab , die heute

2 5 ) H allgarten, G e o rge W. F. : D as We ttrüs ten . S eine G es chichte b is zur
G egenwart. Frankfurt am M ain 19 67; S . 2 2

2 6) M cNe ill, Willi am H . : Krieg und M acht. M ilitär, Wirts chaft und G e-
s ells ch aft vo m Alte rtum b is heute . Münche n 1 9 84 ; S . 2 3 8 ff.

2 7) H allgarten, a. a. O . , S . 47 f.

2 8) S chrö ter, Alfre d : »Militärwes e n und Wirts ch aft« . In : Institut für
Wirts ch aftsge s chichte d er Akade mie de r Wiss e ns chaften d er
DDR (Hrsg .) : H andbu ch de r Wirts chaftsges chichte . B d . 2 , B erlin
1 9 8 1 ; S . 7 1 8-72 3

2 9) S chie der, The o d o r: G es chichte Euro p as 1 8 48- 1 9 1 8 . Staate nsys te m
als Vo rmacht d er Welt. Augsburg 2 0 0 2 ; S . 2 5 1

3 0) S chie der, a. a. O . , S . 2 5 0 f. ; für d as D euts che Reich : Wehler, H ans-Ul-
rich : B is marck und d er Imp e ri alismus . Köln 19 69 ; Fis che r, Fritz :
Krieg der Illusio ne n . D ie deuts che Politik vo n 1 9 1 1 - 19 14 . Düs s el-
do rf 1978

3 1 ) Krus ewitz , Knut : »Pazifistis che s , s ozialis tis che s und militäris che s
Frie densvers tändnis« . In : Ralph-M . Lue dtke/Pete r Strutynski
(Hrsg .) : Wege aus Krieg und G ewalt. Kas s el 2 0 0 3 ; S . 178- 1 85

3 2 ) H ard ach, G erd : »Bürge rliche G es ells ch aft im 2 0 . J ahrhundert –
Wirts ch aftswachstum und s ozialer Wand el 1 870- 1 970« . In : J o s ef
Mück (Hrsg . ) : D ie Wirts chaftsges ells chaft. Frankfurt am M ain
1 978 ; S . 1 8 0

3 3) S chie d er, a. a. O . , S . 2 9 3

3 4) Re eb , H ans-J o achim : »D ie Rolle de r Lüge in de r Kriegsge s chichte .
His to ris che r Längs s chnitt und sys te m atisierend e Üb e rlegungen« .
In : Vo rgänge , Jg . 4 3 , H . 3 (S ep t.) 2 0 04 ; S . 5 8

35 ) Fo rs chungsins titut de r D euts che n Ge s ells ch aft für Auswärtige Po-
litik. B e richt : B e ob achtungs s atelliten für Euro p a. B o nn 1 9 9 0

3 6) Fo rs chungsins titut, a. a. O . , S . 5

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us
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die Sicherheit Europ as gefährden und derer sich ei-
ne vorau sschauende Friedenspolitik annehmen
muss : Umweltb edrohungen, der grenzüberschrei-
tende Terrorismus , der weltweite Drogenhandel
sowie die Verbreitung gefährlicher Technologien
wie chemische und Nukle arwaffen sowie Raketen-
technologie , die von staatlichen und nichtstaatli-
chen Akteuren in unb erechenb arer Weise einge-
setzt werden könnten . Die Bunde srepublik
D eutschland und ihre Partner stehen vor der Auf-
gabe , ihr technologische s , ökonomisches und poli-
tisches Potenzial zu nutzen, um in die sen B erei-
chen eine vorausschauende Friedenspolitik zu b e-
treib en . «

3 7)

Die sen »friedenspolitischen« D enkstil mit sei-
nen B edrohungsstereotypen üb ernahmen zu-
nächst die Verteidigungspolitischen Richtlinien

3 8)

,
und sp äter die Europ äische Sicherheitsstrategie .

39)

Übrigens war das gleiche militärische S atelliten-
programm nur zwei Jahre vorher, also no ch im Kal-
ten Krieg, von fünf europ äischen Instituten in ih-
rem gemeinsamen B ericht »Europ as Zukunft im
Weltraum«

4 0)

nicht mit irgendwelchen B edrohun-
gen begründet worden, sondern mit der »europ äi-
schen Einigung« , der »Förderung von Spitzentech-
nologien« , der Üb erwachung von »Rüstungskon-
trollvereinb arungen« und mit »Europ as Sicher-
heitsintere ssen [ die ] nicht mit denen der Vereinig-
ten Staaten deckungsgleich« seien .

4 1 )

»Demokratischer Frieden« als Recht-
fertigung für »demokratischen Krieg« ?

Trotz solchen Interessendivergenz versagten
die USA sp äter der deutsch-europ äischen Waffen-
kammer für »vorausschauende Friedenspolitik« in
der National Security Strategy 2 0 0 2 nicht die gebo-
tene Anerkennung . »The great struggles of the
twentieth century b etween liberty and totalita-
riarism ended with a decisive victory for the forces
of freedom − and a single su stainable model for na-
tional success : freedom, demo cracy, and free enter-
prise . «

4 2 )

Und an anderer Stelle : »The le ssons of hi-
story are clear: market economies , not command-
and-control economies with the heavy hand of go-
vernment, are the be st way to promote pro sperity
and reduce poverty. Policie s that further streng-

then market incentive s and market institutions are
relevant for all economies − industrialized coun-
tries , emerging markets , and the developing
world . «

4 3 )

Freiheit, D emokratie und Marktwirtschaft − da-
mit fand die US-Administration j ene trinitarische
Formel für das, was der Westen inzwischen unter
»demokratischem Frieden« versteht. Freiheit gilt
als b e ste B edingung für die B eziehungen zwischen
Ländern, D emokratie als der be ste Weg, das politi-
sche Leb en in den einzelnen Ländern zu organisie-
ren und freie Märkte als unentb ehrlich für die Pro-
duktion von Wohlstand .

4 4)

Nun ist ab er die Vorstellung, das we stliche Mo-
dell eine s »demokratischen Friedens« solle welt-
weit durchge setzt werden, nicht nur auf dem Hin-
tergrund de s US-Imperialismus der letzten hundert

Jahre nicht akzeptab el, und zwar aus mehreren
Gründen .

»Historisch lässt sich zeigen, dass amerikanische
Präsidenten seit 1 89 8 kontinuierlich militärische
Interventionen mit dem Ziel der Ausbreitung der
D emokratie verbunden haben . Und selb st dort, wo
zunächst nur nationale Sicherheitsgründe im Vor-
dergrund standen, wurde häufig im Laufe der
Kriegshandlungen das Kriegsziel geändert und ein
Regimewechsel ange strebt. Grundlage für die se
Politik ist die Überzeugung, dass D emokratie nicht
nur ein Wert ist, der militärisch verteidigt werden
muss , sondern auch ein Ideal, das offensiv verbrei-
tet werden soll . «

Die s führt »zu einer wesentlich aktiveren Inter-
ventionspolitik, als sie während des Kalten Kriege s
möglich war. [ . . . ] . Die sogenannten >humanitären
Interventionen < der frühen neunziger Jahre ver-
folgten genau die se s Ziel : die Durchsetzung von
Menschen- und Freiheitsrechten und damit die
Ausbreitung der Grundlagen der D emokratie . «

E s ist ab sehb ar, dass »die B erechtigung zum de-
mokratischen Krieg« hier nicht endet. [ . . . ] . Auch
wenn juristisch no ch umstritten ist, in welchem
Maße ein Recht existiert, das Dritten − mit o der oh-
ne UN-Mandat − , die gewaltsame Herstellung de-
mokratischer Herrschaftsverhältnisse einräumt,
deutet sich an, dass D emokratie zunehmend als ei-
ne universelle Norm verstanden wird . D emokratie
wird auf die se Weise zu einem glob alen, exp ansio-
nistischen Proj ekt«

45 )

und damit zum alternativlo-
sen Programm für »Friedensarb eit im 2 1 . Jahrhun-
dert« .

4 6)

37) Fo rs chungs ins titut, a. a. O . , S . 9

3 8) Bund es minis ter de r Verte idigung : Verteidigungs p olitis che Richt-
linien . B o nn , 2 6 . N ovemb e r 1 9 9 2 ; ders . : Ve rteidigungs p olitis che
Richtlinie n, B erlin, 2 1 . M ai 2 0 0 3

39) Euro p e an S e curity Strategy: A S e cure Euro p e in a b e tte r Wo rld . 1 2 .
D ez emb e r 2 0 0 3 ; Inte rne t : www. uni . kass el . de/fb 1 0/frie den/the-
men/Euro p a/s trategie . html)

40) D euts che G es ells chaft für Auswärtige Politik u . a. : Euro p as Zu-
kunft im Weltraum . E in ge me ins ame r B e richt euro p äis cher Ins ti-
tute , B o nn 19 8 8

4 1 ) D euts che G e s ells ch aft u . a. , a. a. O . , S . XVII ; H agen, Regina/Jürge n
S cheffran : »Euro p as ho chfliegend e Weltraumpläne mit militäri-
s che m Anstrich« . In : Frankfurte r Runds chau , 9 . Juli 2 0 0 1 ; Inte rnet :
www. fr-aktuell . de/fr/ 1 6 0/t 1 6 0 0 1 . htm; Ob erans mayr, Ge rald : Auf
de m Weg zur Sup e rm acht. D ie Militaris ie rung de r Euro p äis che n
Unio n . Wie n 2 0 0 4; S . 1 17- 1 2 1

42 ) Bush, G e o rge W. : »Vo rwo rt« , in : Regie rung der Ve reinigten Staate n,
N atio n al S e curity Strategy 2 0 0 2 . Washingto n 2 0 0 2 ; S . 1

43) N atio n al S e curity Strategy, 2 0 0 2 , S . 17

44) M aya-Amb i a, C arlo s : »Glob alis ie rung de r Öko no mie , Polaris ie-
rung de r M acht. D ile mm ata de r U S-ame rikanis che n H ege mo nie« .
In : Prokl a; Jg . 3 4 , H . 4 (D ez emb e r) 2 0 0 4 ; S . 62 9

45 ) D aas e , Chris to pher: »D re i Gründe für die Unfrie dlichke it vo n D e-
mokratien« . In : Chris tine S chwe itz e r/Bj ö rn Aust/Pe ter S chlo tter
a. a. O . ; S 62 f.

46) E p ple r, E rhard : »Frie d ens arb eit im 2 1 . J ahrhunde rt« . In : Frankfur-
ter Runds chau , Nr. 2 9 6 , 1 8 . D ez e mb er 2 0 0 4 ; S . 9
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Dialektik von Frieden und Krieg
Vo m » ta uglicheren« europä ischen

Wirtschaftsmodell zur EU-Stra tegiekultur

Die EU-Kommission hat 1 9 9 4 und 2 0 02 zwei D o-
kumente vorgelegt, die von b e achtlicher friedens-
politischer B edeutung sind . Im Jahre 1 9 9 4 , also
kurz nach Ende des Kalten Kriege s, legte die EU-
Kommission ein Weißbuch üb er Herau sforderun-
gen der Gegenwart und Wege ins 2 1 . Jahrhundert
vor. Im Schlusskapitel präsentierte sie erstaunlich
selb stkritische Einsichten . »Viele politische Ent-
scheidungen [ der EU ] in den B ereichen B esteue-
rung, Subventionsvergab e , Wettb ewerb , Infra-
struktur, Arb eitsorganisation, B o dennutzung,
Stadtplanung usw. « waren j eweils »in b estimmten
konkreten Zusammenhängen o der ab er aufgrund
von langfristigen Erwägungen zustande gekom-
men, die mit dem Ziel einer dauerhaften und um-
weltgerechten Entwicklung nicht mehr vereinb ar
sind . « In no ch stärkerem M aße gelte die s für die
» sektorale Politik in den B ereichen Energie , Ver-
kehr, Industrie und Landwirtschaft, b ei denen b e-
stimmte Entscheidungen, die in den 5 0er o der 60er

Jahren getroffen wurden, gründlich überprüft
werden müssten . «

47)

D e shalb hielt die Kommission den »Üb ergang zu
einem tauglicheren Wirtschaftsmo dell« für zwin-
gend , und zwar aus sozialen, ökologischen, ab er
auch p azifistischen Gründen . Würden nämlich die
gegeb enen indu striellen Pro duktions- und Ver-
brauchsmu ster in Europ a »auf die ganze Welt aus-
gedehnt, so b enötigte die Erde ein Zehnfaches der
derzeit verfügb aren Re ssourcen . « Die »Extrapolati-
on veranschaulicht das Ausmaß der weltweiten
Verteilungskämpfe [ sic ! ] , die drohen, falls es nicht
gelingt, die gegenwärtigen Trends umzukehren . «

Und die damit zu sammenhängenden »Formen
der Umweltschädigung b edrohen nicht bloß örtli-
che Öko systeme , sondern auch das natürliche
Gleichgewicht der ganzen Erde : Klima, Ozon-
schicht, Artenvielfalt«

4 8)

, was, so wollen wir ergän-
zen, die Entwicklungsmöglichkeiten der Weltge-
sellschaft schwer b eeinträchtigen dürfte .

Dies Erklärungsmo dell führt, zu Ende gedacht,
zu einer brisanten friedenspolitischen Erkenntnis :
D as neolib erale Glob alisierungside al markt- und
wachstumsb asierter europ äischer und nordameri-
kanischer D emokratien ist nicht verallgemeiner-
b ar, womit die B ehauptung, die D emokratisierung
der Weltgesellschaft sei die erfolgversprechendste
Friedensstrategie , am Ende ihrer Weisheit wäre .

Solche Konsequenzen aus den kritischen Ein-
sichten der EU-Kommission wollten die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten au s naheliegenden Grün-
den nicht ziehen . D eshalb war in den nächsten Jah-
ren vom notwendigen Wandel zu einem taugliche-

ren, d . h . nachhaltigen europ äischen Wirtschafts-
modell keine Rede mehr. Mit die ser Entscheidung
ersp arten sich die EU-Gesellschaften dann auch
den aufklärerischen Diskurs über die Verantwor-
tung ihre s untauglichen Wirtschaftsmo dells für
die ob szöne Verteilung des Weltreichtums mit ih-
ren verheerenden weltökologischen Folgen .

Allerdings musste sich die EU schon einige Jahre
sp äter im Vorfeld de s Johanne sburg World Summit
on Sustainable D evelopment (2 0 02 ) erneut mit der
Frage nach einem »tauglicheren« Wirtschaftsmo-
dell be schäftigen . Zu diesem Anlass erarb eitete die
EU-Kommission ein Strategiep apier, das die Etap-
pen auf dem Weg zu einer glob alen Partnerschaft
für nachhaltige Entwicklung

49)

b e schrieb . »Since
the Rio Conference in 1 9 9 2 , many new initiative s
have emerged to address specific elements of
sustainable development, but overall progress has
b een slow« − auch innerhalb der Europ äischen Uni-
on . D eshalb verb esserte sich die soziale Lage der
Weltgesellschaft nach Erkenntnis der Kommission
seither kaum . »Half of the world ' s population live s
on less than $ 2 per day. Inequality b etween and
within countries is increasing. In 1 9 60 , the income
of the riche st fifth of the world ' s population was 3 0
times larger than that of the po orest fifth : today it is
9 0 time s larger. The richest fifth account for nearly
8 6% of total private consumption . Ab out one billi-
on women and men are unemployed , under-em-
ployed or working po or, 2 5 0 million children are
working world-wide , and some 8 0% of the working
age population do not have access to b asic so cial
protection . «

5 0)

Die Liste ließe sich verlängern : Nur
» 2 0 Prozent der Menschheit genießen inzwischen
9 0 Prozent der Güter; die reichsten 2 0 0 Weltbürger
verfügen üb er ein Vermögen, das dem j ährlichen
Einkommen der Hälfte der Menschheit entspricht
(üb er eine Billion US- $ ) , eine Milliarde Personen
lebt im Wohlstand , eine Milliarde in grausamem
Elend , vier Milliarden vegetieren am Existenzmini-
mum . «

5 1 )

Die verheerende soziale Lage de s armen Teils
der Weltge sellschaft birgt schwer kalkulierb are Ge-
fahren für den reichen : »Humankind is increasing-
ly aware that it shares a common and interlinked fu-
ture and that conflict and injustice on the other si-
de of the world can have direct repercussions clo se
to home . In addition, poverty and deprivation can
provide a breeding ground for discontent and an-
ger, cre ating conditions in which ethnic and reli-
giou s issue s are easily exploited and magnified . «

5 2 )

Der folgende Ab schnitt nahm das Thema de s
Weißbuchs 1 9 9 4 wieder auf: »Industrialised coun-
trie s have important responsibilities in promoting

47) Euro p äis che Ko mmis s io n : Weißbuch 1 9 94 : Wachs tum, Wettb e-
werb , B es chäftigung . H erausfo rd erunge n der G egenwart und
Wege ins 2 1 . J ahrhunde rt. Luxe mburg 1 9 9 4 ; S . 1 8 1 f.

48) Euro p äis che Ko mmiss io n, a. a. O . , S . 176

49) Euro p äis che Ko mmis sio n : »Auf de m Weg zu einer glob ale n Part-
ne rs chaft für n achhaltige E ntwicklung« . In : C OM [ 2 0 0 2 ] 8 2 final,
nicht im Amtsbl att ve rö ffentlicht; B rus s els , 1 3 . Feb r. 2 0 0 2 ; S . 1 ff.

5 0) EU-Ko mmis s io n, a. a. O . , S . 1 0

5 1 ) Müller, Frie drich : »E ins chränkung de r natio nalen Ge s taltungs-
möglichke iten und wachs end e Glob alis ie rung« . In : Kritis che Jus-
tiz , Jg . 37, H . 2 (Ap ril-Juni) 2 0 0 4 ; S . 19 5 f.

52 ) EU-Ko mmis s io n, a. a. O . , S . 4
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1 4

su stainability initiatives − first and foremo st by put-
ting their own house in order, and by supporting a
move to su stainable pro duction and consumption
p atterns [ . . . ] All their policies − internal and exter-
nal − should integrate su stainable development
go als and take into account glob al needs . «

5 3 )

Solche Einsichten und Selb stverpflichtungen
lassen sich, nach allem was wir wissen, nur durch
den Üb ergang zu einem nachhaltigen D emokratie-
und Wirtschaftsmo dell verwirklichen .

Wenn das nicht ge schieht, weiß sogar die rhein-
land-pfälzische Umweltministerin M argit Conrad ,
»ist ab sehb ar, was kommt. D ann wird ein gewalti-
ger Verteilungskonflikt, ein glob aler und viele re-
gionale Verteilungskonflikte um die elementaren
Ressourcen die Alternative sein . Und die ser Kon-
flikt wird alles andere als friedlich verlaufen . «

5 4)

Unerfindlich bleibt de shalb , warum die EU das
gleichzeitig im Aktionsprogramm für eine Kultur
de s Friedens der UNO

5 5 )

verab schiedete Verständ-
nis von Friedenskultur und nachhaltiger Entwick-
lung auf ihrem Weg zu einer glob alen Partnerschaft
für nachhaltige Entwicklung links liegen ließ . Die
einschlägigen Passagen in dem UN-Aktionspro-
gramm lauten : Unter »Kultur de s Friedens ist die
Ge samtheit der Wertvorstellungen, Einstellungen,
Traditionen, Verhaltens − und Leb ensweisen zu ver-
stehen« , die »auf der Achtung des Leb ens, der B een-
digung der Gewalt sowie der Förderung und
Übung von Gewaltlo sigkeit durch Erziehung, Dia-
log und Zusammenarb eit [ . . . ] b eruhen« .

5 6)

Die »Entfaltung einer Kultur de s Friedens« ist
»untrennb ar verknüpft mit der Förderung einer
nachhaltigen wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung. «

5 7)

Aktivitäten, die eine nachhaltige wirtschaftli-
che , soziale und ökologische Entwicklung fördern,
finden sich in den Maßnahmen . D as Spektrum
reicht von der »Durchführung umfassender Maß-
nahmen auf der Grundlage geeigneter Strategien
und vereinb arter Zielwerte zur B e seitigung der Ar-
mut durch nationale und internationale Anstren-
gungen« , der »Verstärkung von Maßnahmen auf al-
len Eb enen zur Umsetzung einzelstaatlicher Strate-
gien zur nachhaltigen Ernährungssicherung« , über
die »Stärkung der einzelstaatlichen Kap azitäten für
die Durchführung von Politiken und Programmen
zur Verringerung wirtschaftlicher und sozialer Un-
gleichgewichte innerhalb der einzelnen Staaten,
unter anderem durch internationale Zusammenar-
b eit« bis zur »Förderung wirksamer und ausgewo-
gener entwicklungsorientierter D auerlö sungen

für die Au slandsverschuldungs- und Schulden-
dienstprobleme der Entwicklungsländer, unter an-
derem durch Schuldenerleichterung« .

5 8)

Wenn nur Gesellschaften, die eine Kultur de s
Friedens entwickeln, tatsächlich friedlich werden,
während j ene , die Alternativen zum Wachstums −
und Profitwahn ihrer b e sten aller ökonomischen
Welten machtförmig verhindern, weiterhin ihre
Kriegskultur brauchen, dann ist die strategische
D eb atte üb er die Funktionsb edingungen einer
»friedlichen menschlichen, sozialen und ökonomi-
schen Entwicklung«

5 9)

unabweisb ar.

Die EU macht die Rede vom »demokrati-
schen Frieden« unglaubwürdig

Die im Weißbuch 1 9 9 4 progno stizierten Re s-
sourcen-, Verteilungs- und Umwelttrends sowie die
in der Partnerschaft für eine nachhaltige Entwick-
lung b egründeten Selb stverpflichtungen hab en ei-
nes gemeinsam : Sie raten zu friedlichen Lö sungen,
die verallgemeinerb ar sein müssen . Selb st die Bun-
de sregierung gibt vor, sie verbinde glob ale Sicher-
heitsprobleme mit Nachhaltigkeits- und nicht mit
Militärlö sungen, »ein Verständnis , das auch der ein-
schlägigen Philo sophie der Europ äischen Union
zugrunde liegt.

D anach muss Sicherheit in erster Linie präven-
tiv hergestellt werden, durch die systematische B e-
arb eitung der großen Konfliktursachen nament-
lich in den unterprivilegierten Regionen der Welt :
Armut, Seuchen, Umweltzerstörung. «

60)

D as ist zyni-
sche Prop aganda, denn tatsächlich plant die EU mit
der Europ äischen Sicherheitsstrategie

6 1 )

und dem
Vertrag üb er eine Verfassung für Europ a das Ge-
genteil − die Militarisierung weltgesellschaftlicher
und weltökologischer Problemlö sungen .

In b eiden Schlü sseldokumenten strukturieren
nämlich nicht etwa selb stkritische Einsichten und
Selb stverpflichtungen, sondern der dumpfe Ver-
weis auf die eigenen M achtkap azitäten den Zusam-
menhang von Frieden, Nachhaltigkeit und Krieg.
Die EU mit ihren 2 5 Mitgliedsstaaten und 45 0 Mil-
lionen Einwohnern, liest man in der E S S , pro duzie-
re zirka ein Viertel des Welt-Brutto sozialpro dukts,
unterhalte zwei Millionen Soldaten und finanziere
1 60 Milliarden Euro für Militärausgab en .

62 )

»D amit
ist die EU zu einer Militärmacht innerhalb der NA-
TO aufgestiegen« .

6 3 )

Wie j ede B otschaft, die eine
frohe werden soll, mu sste auch die se zunächst für
den anschauungsb edürftigen gemeinen Men-
schenverstand üb ersetzt und anschließend medial
verbreitet werden . »Die EU ist ein Kolo ss geme ssen

5 3) EU-Ko mmiss io n 2 0 0 2 , a. a. O . , S . 5 f.

5 4) C o nrad, M argit : »Vo rtrag anl äs slich der Unterz eichnung d er Ko o-
p eratio nsve reinb arung Frie d ens s iche rung und N achhaltigke it« .
M ainz 2 3 . S ep t. 2 0 0 4 ; Internet : www. krimm . de/uplo ad/Texte . B ei-
träge/C o nrad; S . 1 -8

55 ) Ve re inte N atio nen : »E rklärung üb e r eine Kultur de s Frie de ns und
Aktio ns p ro gramm für eine Kultur de s Frie dens« . In : »Res olutio n«
A/RE S/5 3/2 43 de r Ge ne ralvers ammlung vo m 1 3 . S e p t. 19 9 9

5 6) Ve re inte N atio nen, a. a. O . , Artikel 1

5 7) Ve re inte N atio nen, a. a. O . , Art. 3 , S atz g

5 8) Ve re inte N atio nen, a. a. O . , Ab s chnitt B/ 1 0 , Ab s . a-d

5 9) G eneralve rs ammlung der Vere inte n N atio ne n, 1 9 9 9 , eb d a.

6 0) Pries , Knut : »D ie Ch ance is t s o gut wie nie« . In : Frankfurte r Rund-
s chau, Nr. 2 8 2 , 2 . D ez . 2 0 0 4 ; S . 6

61 ) E S S , a. a. O .

62 ) E S S , 2 0 0 3

63) G öller, J o s e f Tho m as : »E in Ausblick auf die inte rnatio nalen Pro-
bleme : Quo vadis , deuts che Auße np olitik?« In : D as Parl ament, Nr.
5 2/5 3 , 2 0 . D ez emb e r 2 0 0 4 ; S . 1
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an der Zahl ihrer Menschen, an ihrem zivilisatori-
schen und technischen Stand und ihrer Wirt-
schaftskraft. Wer so groß ist, der muss in der Welt
eine Rolle spielen«

64)

, zumal eine militärische .
Genau dies Ziel verfolgt die E S S mit ihrer Forde-
rung, die EU müsse eine gemeinsame Verteidigung
aufb auen, um sich auf der B asis ihrer b ereits vor-
handenen politischen, wirtschaftlichen und wis-
senschaftlichen Kap azitäten zu b efähigen, »Verant-
wortung für die glob ale Sicherheit« zu üb erneh-
men

6 5 )

, militärisch vor allem .
Zu die sem Zweck werde sie erst ihre Militär-

struktur zügig entwickeln, um danach europ äische
Kampfverb ände als weltweites sicherheitspoliti-
sches Instrumentarium einsetzen zu können .

Wer die Weltgesellschaft auf seinem Weg ins 2 1 .
Jahrhundert so b etrachtet, der muss zur Umwer-
tung der Werte schreiten . »Unser herkömmliche s
Konzept der Selb stverteidigung, das bis zum Ende
des Kalten Kriege s galt, ging von der Gefahr einer
Invasion aus . B ei den neuen B edrohungen wird die
erste Verteidigungslinie oftmals im Au sland liegen .
[ . . . ] . Aktivitäten in Mittel- o der Südo stasien können

eine B edrohung für die europ äischen Länder o der
ihre Bürger darstellen . «

6 6)

D as ist nicht auszu-
schließen, denn eine fortschreitende Verelendung
die ser Region dürfte zur »Intensivierung militäri-
scher und terroristischer Auseinandersetzun-
gen«

67)

führen, eine Entwicklung, vor der Karl Ge-
org Zinn schon vor 2 5 Jahren warnte .

Die Frage ist allerdings, welche »Aktivitäten«
wen b edrohen . D arauf hat Konrad Raiser, von 1 9 9 2
bis 2 0 0 3 Generalsekretär des Ökumenischen Rate s
der Kirchen in Genf, kürzlich eine beeindruckende
Antwort gegeb en . »Im Zentrum der Logik der öko-
nomischen Glob alisierung steht die Verab solutie-
rung de s Wettb ewerb s im Rahmen des freien M ark-
te s als Ide almo dell wirtschaftlichen Handels .

Wettb ewerb ist ein strukturierter Kampf um
wirtschaftlichen Vorteil und Gewinn, ein Kräfte-
messen, an dessen Ende der kapitalstärkere , schnel-
lere und erfindungsreichere Partner ob siegt. Wett-
bewerb folgt der Logik von Gewinn und Verlu st,
Sieg und Niederlage , und unregulierter Wettb e-
werb führt unweigerlich zur Verdrängung der
schwächeren Partner. Dieselbe Logik von Macht im
Sinne der Ausübung von Herrschaft der Stärkeren

über die Schwächeren ist am Werk in Situationen
der Gewalt bzw. b ei allen Versuchen, soziale und
politische Konflikte auf gewaltsame Weise durch
den Einsatz üb erlegener physischer o der militäri-
scher M acht zu lö sen . Konflikte werden dann nach
dem Modell eines Nullsummenspiels b etrachtet, in
dem j eder Zugewinn an Macht für die eine Seite ei-
nen entsprechenden Machtverlust für die andere
Seite zur Folge hat. [ . . . ] Gewalt kann aber kaum
durch den Einsatz üb erlegener Machtmittel üb er-
wunden werden; damit lassen sich Gehorsam und
Unterwerfung o der Kapitulation erzwingen, ab er
keine dauerhafte Friedensregelung erreichen . Alle
Gewalt ist letztlich Au sdruck von zutiefst ge störten
B eziehungen und des gleichen rein konfrontativen
Verständnisses von Macht, das auch in den ver-
schärften Formen glob alen Wettbewerb s am Werk
ist. «

68)

Weil die EU zukünftig wirtschaftliche , soziale
und ökologische Krisen der Weltgesellschaft durch
den Einsatz üb erlegener militärischer Macht »lö-
sen« will, muss sie »eine Strategiekultur entwickeln,
die ein frühzeitige s , rasches und wenn nötig robu-
ste s Eingreifen fördert. «

69)

Die militärische D eb atte
über » Strategische Kultur« b eginnt zwar erst

70)

, ab er
ihr Ergebnis ist umrisshaft erkennb ar. Diese Grand
Strategy soll der EU alle Instrumente exp ansionisti-
scher Systemsicherung b ereit stellen − wirtschaftli-
che , politische , militärische , ökologische , ideologi-
sche − und zur Erreichung de s Ziels integrieren .

7 1 )

D as folgende B eispiel illustriert, wie Protagoni-
sten der Strategischen Kultur sogar B elange , die
sich logisch und sachlich wechselseitig aus-
schließen − in diesem Fall Militär- und Nachhaltig-
keitsb elange − , integrieren mit der Ab sicht, sie der
Öffentlichkeit als durchaus vereinb ar erscheinen
zu lassen .

B eteiligt sind eine Umweltministerin (M argit
Conrad) , ein General (B ernd Diepenhorst) und ein
Bunde sministerium (Bildung und Forschung) . Mi-
nisterin und General treffen zunächst eine Fe ststel-
lung, danach eine Vereinb arung . Sie stellen fe st,
»nachhaltige Entwicklung« gehöre für »b eide Ko o-
perationsp artner zum festen B e standteil eines um-
fassenden Sicherheitsb egriffs«

72)

und vereinb aren
deshalb , den neuen B ereich »Friedenssicherung
und Nachhaltigkeit« gemeinsam »in die Gesell-
schaft [ zu ] vermitteln« .

73 )

D as Bundesbildungsmi-
nisterium verbreitet daraufhin die Information, zu
die ser Vermittlung wollen Militär- und Umwelt-
b ehörden »Schulen, Ho chschulen, Kirchen und
Unternehmen [ . . . ] sowie ein Forum zur Planung ge-
meinsamer Proj ekte« nutzen .

74)

6 4) Winter, M artin : »EU-Kamp ftrup p en : Wehrhafte Unio n« . In : Frank-
furter Runds ch au, Nr. 2 74 , 2 3 . N ove mb e r 2 0 0 4 ; S . 3

65 ) E S S , a. a. O .

6 6) E S S , a. a. O . , S . 7

67) Zinn, Karl G e o rg : »D ie Katego rien »p ro duktiv« und »unp ro duktiv«
in de r Öko no mie« . In : Aus Politik und Z eitge s chichte . B eilage zur
Wo che nz e itung D as Parlame nt. B e ilage 17/ 1 9 8 0 vo m 2 6 . Ap ril
1 9 8 0 ; S . 37

6 8) Rais er, Ko nrad : »H erausfo rd erungen für eine Kultur des Frie-
de ns« . In : E IRENE-Rundb rie f Nr. IV (H erb st) 2 0 04 ; S . 3

69) E S S , a. a. O . , S . 9

70) Riemer, Andre a K. : »New Wo rld Order – Grand S trategie s – G e-
s amts trategien im 2 1 . J ahrhunde rt. E ine kritis che E ins ch ätzung« .
In : S chrifte nre ihe de r Land esve rteidigungs akade mie , B d . 7, Wien
2 0 0 4 ; S . 3 8- 1 0 1 ; Farwick, D iete r: »Grundzüge der p olitis che n Stra-
tegie« . In : S chriftenreihe d er Land esve rteidigungs akade mie ;
a. a. O . ; S . 7- 14

7 1 ) Riemer, a. a. O . , S . 6 0

72 ) C o nrad , a. a. O . , S . 2

73) C o nrad , a. a. O . , S . 7

74) Bunde sminis te rium für B ildung und Fo rs chung : Pres s e mitte i-
lung : »Bunde swehr und Umweltminis terium s e tz e n s ich geme in-
s am für Frie de ns siche rung und N achh altigkeit e in« ; 4 . S ep t. 2 0 0 4 ;
Internet : www. fo n a. de/web E ditio n; S . 1
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Die s Volksbildungsproj ekts will die öffentliche

Akzeptanz eines sicherheits-, also gewaltförmigen
Nachhaltigverständnisses erreichen, und sonst
nichts . D er verständnisheischende Kernsatz lautet :
Militär verhindert nachhaltige Entwicklung nicht,
sondern fördert sie .

75 )

B e sonders durch »nachhaltigkeitsverträgliche«
Kriegsübungen europ äischer und deutscher Inter-
ventionsstreitkräfte in Internationalen UNE S CO-
Mo dellregionen wie dem Bio sphärenre servat
Rhön .

76)

»Mit der Bunde swehr gibt es daher einen
kompetenten und glaubwürdigen Partner, um die
[ . . . ] Herau sforderungen Nachhaltiger Entwicklung
zu kommunizieren und anzup acken . «

7 7)

Wie wahr.
Früher b etrieb der glaubwürdige Militärp artner
nämlich im NATO-Rahmen 3 0 Jahre lang das Pro-
gramm Friedenssicherung und Umwelt. E s endete
b ekanntlich mit der kompetent b etrieb enen Milita-
risierung der Erde und des erdnahen Weltraums .

78)

Vom »demokratischen Frieden«
zur demokratischen Friedlosigkeit

Strategische Kultur wäre danach eine D oktrin,
die Krieg im Frieden vorb ereiten soll . Diese B ewer-
tung der Europ äische Sicherheitsstrategie stützt
auch der Vertrag üb er eine Verfassung für Europ a,
den die Staats- und Regierungschefs am 1 7./ 1 8 . Juni
2 0 04 angenommen hab en . D enn er verpflichtet al-
le Mitgliedstaaten zur stetigen Aufrü stung (Art. I-
4 0 , 3 ; III-2 1 2 , 1 ) , wofür das »Europ äische Amt für Rü-
stung, Forschung und militärische Fähigkeiten«
(Art. I-4 0 , 3 ) die erforderlichen B edrohungsszena-
rien liefern soll . Aus friedenskultureller Sicht sind
sie j edo ch unerheblich , weil vorhersehb ar ist, dass
die hegemoniale Struktur des Kapitalismus im
Weltsystem für das EU-Rüstungsamt niemals einen
B edrohungstatb e stand darstellen wird . E s wird
auch Verteilungskonflikte tabuisieren, weil sich an-
dernfalls die Frage stellt nach der europ äischen
Verantwortung für den »Zusammenhang von Ver-
teilungsnormen, Hunger, Gewalt und Krieg, nach
Sinn und Unsinn von be stimmten Pro duktionen
und der hierfür notwendigen Arbeit« .

79)

E s ist das strukturkonservative Verhältnis von
Kapitalismus und politisch-militärischer Macht,
das die Rüstungsagentur und deren interessenb e-
dingte Verkehrung der tatsächlichen Gefährdungs-
ursachen hervorbringt. Dieser Strukturkonserva-
tismus verlieh und verleiht b eiden ein b e sonderes
Maß an B eharrungskraft, die den Üb ergang zu ei-
ner tauglicheren europ äischen Wirtschaftsmodell
und einer entsprechenden Friedensordnung bis-
her verhinderte .

Er erklärt auch, warum die Sieger des Kalten
Krieges kein Interesse an Abrüstung hab en . »Over
two years world military spending incre ased by 1 8
per cent in real terms, to re ach $ 9 5 6 billion (in cur-
rent dollars) in 2 0 0 3 . High-income countrie s ac-
count for ab out 75 per cent of world military spen-
ding but only 1 6 per cent of world population . The
combined military spending of these countrie s
was slightly higher than the aggregate foreign debt
of all low-income countries and 1 0 times higher
than their combined levels of official development
assistance in 2 0 0 1 . [ . . . ] Thus , there is a large gap bet-
ween what countries are prep ared to allo cate for
military means to provide security and maintain
their glob al and regional power statu s, on the one
hand , and to alleviate poverty and promote econo-
mic development, on the other. «

8 0)

Zu planen wäre das Gegenteil : » [ O ] ur current
world is one in which military activitie s annually
ab sorb an amount of economic resource s corre-
sponding to the annu al income of half of the world
population, while at the same time there is an enor-
mou s need for the se re sources to stave off poverty,
hunger and preventable dise ase s . [ . . . ]

The overall challenges lie s in how to reduce mili-
tary expenditures and international arms transfers
and channel the rele ased re source s into economi-
cally and so cially more b eneficial uses« .

8 1 )

Wenn 1 6 Prozent der Weltb evölkerung, wozu
neb en den USA die reichen EU-Mitgliedsstaaten
zählen, rund 75 Prozent der weltweiten Militärau s-
gaben b estreiten, dann verringern sie dramatisch
ihre Fähigkeit, die Ko sten einer »glob alen Partner-
schaft für nachhaltige Entwicklung« , den verbindli-
chen Rahmen für eine zukünftige weltgesellschaft-
liche Friedenskultur, zu finanzieren .

Auf diesem Hintergrund richtet das Europ äi-
sche Amt für Rü stung zukünftig seine Security
Guideline s nicht an tatsächlichen Gefährdungen
der Weltgesellschaft au s, sondern an den Erforder-
nissen imperialer Interventionsfähigkeit.

8 2 )

Und
diese Praxis wird sich solange nicht ändern, wie die
kriegsrelevanten Meinungs- und Entscheidungsbil-
dungsproze sse auf solche undemokratischen Fo-
ren b eschränkt bleiben wie den militärisch-indu s-
triellen Komplex, die NATO und das Europ äische
Rüstungsamt.

E s liegt folglich gar nicht im Interesse we stlicher
D emokratien, mit allgemeiner und vollständiger
Abrüstung zu b eginnen, und zwar auch dann nicht,
wenn sich andere Länder dem Programm an-
schließen würden . D eshalb tarnt sich imperiale He-
gemonialpolitik mit Blick auf Steuerzahler, Wähler
und die Weltöffentlichkeit als Verteidigungserfor-

75 ) C o nrad, a. a. O . , S . 7

76) Krus ewitz , Knut : »M ilitär gefährdet die nachh altige Regio n ale nt-
wicklung« . In : Jürge n S cheffran/Wolfgang R. Vogt (Hrsg .) : Kamp f
um die N atur. Umweltz e rs tö rung und die Lö sung ökologis che r
Ko nflikte . D arms tadt 1 9 9 8 ; S . 1 61 - 175

77) C o nrad, eb d a.

78) Krus ewitz , 2 0 0 4 , a. a. O . , S . 1 2 5- 142

79) Z inn, a. a. O . , S . 2 1 ff.

8 0) SIPRI Web s ite , SIPRI Ye arb o ok 2 0 0 4 , ap p endix 1 0A, table 1 0A. 1
and table 1 0A. 3 ; heruntergel ade n am 1 1 . Juni 2 0 0 4

8 1 ) Skö ns , Elis ab e th : »Trends in Military Exp e nditure and Arms Trans-
fers« . In : Interne t www. unu . e du/millenium/sko ns ; S . 1 6 f.

8 2 ) Z inn, Karl G e o rg : D e r Kap italis mus und die neu e H egemo nialstel-
lung de r U SA. Zur Rolle vo n Öko no mie , Politik und Militär zu B e-
ginn des 2 1 . J ahrhunde rts . In : de rs . : Zukunftswis s en, H amburg
2 0 0 2 ; S . 1 0 9 f.
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dernis , greifen ihre Anwälte immer schneller im-
mer tiefer in den Werkzeugkasten der Kriegspro-
p aganda

8 3 )

und Kriegslügen
84)

.
»Wenn Kriege in der Vergangenheit b egründet

wurden, standen dieselben Motive zu Gebote , die
auch heute üb erzeugend wirken : Verteidigung, B e-
freiung, Rechtsexekution, Friedensstiftung und all-
gemeines zivilisatorisches Sendungsb ewusstsein
gehören fe st zum Repertoire . D azu kommt die Er-
zeugung einer fatalistischen Grundstimmung, der
Üb erzeugung nicht anders als so handeln zu kön-
nen, zur Waffengewalt keine Alternative zu hab en .
[ . . . ] Ganz gleich, ob e s die Öffentlichkeit der Höfe
im Mittelalter, die Öffentlichkeit der versammelten
Reichsstände in der Frühen Neuzeit, die Medienöf-
fentlichkeit der Sp äten Neuzeit oder schließlich
unsere demokratische Öffentlichkeit ist : Stets wer-
den die höchsten moralischen und rechtlichen
Normen der Zeit bemüht, um Kriege zu rechtferti-
gen . So ist auch nur ein Wandel, kein Fortschritt zu
verzeichnen, wenn der Krieg ehemals ein Werk
Gotte s war und j etzt ein Akt säkularer Nächstenlie-
be sein soll . [ . . . ] B eide B egründungsmu ster sind un-
serer Zeit nicht so fern wie vermutet, denn die B e-
hauptung, Wahrheit und Moral auf der eigenen Sei-
te zu hab en, ist so wenig verschwunden wie die B e-
wunderung für charismatische Politiker, sofern ih-
re Rechtsbrüche Erfolg hab en . Überwunden
scheint die B egründung >Die Nation braucht e s <.
Wie aber sieht e s au s mit dem >Sicherheitsb edürf-
nis < und dem Wunsch nach >B efriedung < der Welt?
[ Sie ] betreffen das Kriegsdesign unserer Zeit. «

8 5 )

Zusammenfassung

Die Annahme , D emokratien seien grundsätzlich
friedensfähig, geht in Europ a zurück auf die politi-
schen und ökonomischen Verheißungen des früh-
bürgerlichen Nationallib eralismus . Die politische
Utopie des aufsteigenden Nationalismus gründete
auf dem Versprechen, nach Üb erwindung des aris-
tokratischen Rivalitätsdenkens sei eine im Prinzip
friedliche Welt der bürgerlichen Nationsgeno ssen
zu gewährleisten . Ge stützt wurde sie durch die
klassische bürgerliche Ökonomie . Ihre Gründer er-
klärten, warum Macht, wenn sie fortan ökono-
misch ausgeübt würde , auf physische und militäri-
sche Gewaltanwendung verzichten könne . Jede
militärische Variante der Machtpolitik kritisierten
sie als zu ko stenträchtig und Rüstung, Streitkräfte
sowie Kriege als unpro duktiv. Die historische B e-
deutung der Annahmen üb er die Funktionsb edin-
gungen einer »liberalen Friedensordnung« b e stand
in ihrer rational-aufklärerischen Metho de , die

Kriegsausbrüche nicht mehr als naturwüchsig,
schicksalsverordnet b ehaupten mu sste und des-
halb Frieden als planb ar nachweisen konnte .

Die frühbürgerliche Vision eines Europ as, das
sich zwangsläufig friedlich entwickeln würde ,
scheiterte am Bürgertum selb er. Zum einen erwie-
sen sich seine Konzepte von Nationalstaat und Frei-
handel als unfähig, Probleme de s inneren und äu-
ßeren Friedens zu lö sen; zum andern zwang die
Krisenhaftigkeit de s Laissez-faire-Kapitalismu s zur
kolonialistischen Exp ansion . Unter dem Zwang
der Erhaltung üb erkommener gesellschaftlicher
M achtstrukturen und Einkommensverhältnisse
entwickelte sich ein forcierter, zunehmend von der
Staatsgewalt unterstützter Wettb ewerb um Ein-
flusssphären und geschützte Kolonialmärkte .
Gleichzeitig wurde der Konkurrenzkampf zwi-
schen den kapitalistischen Großunternehmen um
M ärkte ein Machtkampf der imperialistischen Län-
der untereinander. Die Folge waren Aufb au und
Entwicklung b eispiello ser nationaler Kriegsfüh-
rungspotenziale in Europ a und den USA. Ihre Fi-
nanzierung rechtfertigten Regierungen, Parlamen-
te , Großindustrie und B anken auch mit konjunktu-
rellen und arb eitsplatzschaffenden Argumenten .
Am Ende des »lib eralen Friedens« war aus Europ a
kein friedliche s Zentrum der Weltwirtschaft und
-gesellschaft geworden, sondern ein System kon-
kurrierender, ho chgerüsteter imperialistischer
Nationen . Die Rechnung für den eklatanten Bruch
des herrschenden Bürgertums mit den Ökonomie-
und Friedensannahmen seiner lib eralen Klassiker
war der Erste Weltkrieg, den allerdings vor allem
das internationale Proletariat zahlen mu sste .

D er Au sgang des O st-West-Konflikts verhalf »li-
b eralen« Friedensvorstellungen in den NATO-,
OE CD- und EU-Staaten zu einer zweiten Karriere ,
die smal als Credo vom »demokratischer Frieden« .

Dieser Programmatik waren indes folgenschwe-
re metho dische und sachliche M ängel immanent.
Aus diesem Grund waren ihre Protagonisten nicht
irritiert, als we stliche D emokratien unmittelb ar
nach Ende de s Kalten Kriege s neue B edrohungss-
zenarien entwarfen, statt, gemäß den prop agierten
Funktionsb edingungen »demokratischen Frie-
dens« , zur allgemeinen und vollständigen Abrüs-
tung zu schreiten .

Inzwischen planen nicht nur die USA, sondern
auch die EU-Mitgliedsstaaten, dauerhaft in soziale ,
wirtschaftliche und ökologische Krisen der Welt-
gesellschaft, deren Rückwirkungen ihre Privilegi-
en bedrohen könnten, mit üb erlegener militäri-
schen Macht einzugreifen . Für diesen Zweck ent-
wickelt die Europ äische Union nach den USA eine
Strategiekultur. Durch die se Politik verringern sie
dramatisch ihre Fähigkeit, die Ko sten einer weltge-
sellschaftlichen Friedenskultur anteilig zu finan-
zieren . Offenkundig erscheint e s den Profiteuren
des weltwirtschaftlichen Statu s quo nur no ch »stra-
tegiekulturell« möglich, ihn zu verteidigen .
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j eder Lieb esb eziehung ist eine Hassbeziehung ver-
b orgen und umgekehrt, we shalb wir uns nicht
wundern sollten, wenn das eine in das andere um-
schlägt. Freud nannte das die »Ambivalenz der Ge-
fühlsb eziehungen« . D as Gleiche gilt für die B ezie-
hung zwischen Pazifisten und B ellizisten, wobei
die Ersteren den Krieg entschieden ablehnen, wäh-
rend die Anderen ihn als letztes Mittel der Kon-
fliktaustragung eb enso entschieden b ej ahen .

Ein Wort no ch zur Terminologie : Ich unterschei-
de Militaristen und B ellizisten . Militaristen sind
Menschen, für die der Krieg das erste Mittel der po-
litischen Konfliktaustragung darstellt. B ellizisten
hingegen sind Menschen, für die er das letzte Mittel
ist, nachdem alle anderen Mittel versagt hab en .

B eide , Pazifisten und B ellizisten, sind in die ser
B eziehung wie in einem Käfig gefangen . D er Käfig
hat eine Tür, die ins Freie führt. Man muss aber wis-
sen, wie sie sich öffnen lässt. D as Zaub erwort, das
» Se sam öffne dich« , das sie aufschließt, heißt: Ge-
waltfreiheit. Anders ausgedrückt : Wir brauchen ei-

Wolfgang Sternstein
Hat der europ äische Pazifismus versagt ?

Notwendige Debatte: Selbstverständnis
und Aufgaben des Pazifismus

ritik tut weh, vor allem dann, wenn wir ihre
B erechtigung nicht einsehen . Anders ver-

hält es sich b ei der Selb stkritik, sofern sie nicht von
außen erzwungen wird , denn gewöhnlich erken-
nen wir sie als b erechtigt an und b emühen uns , es
künftig be sser zu machen . D as Folgende mö chte
ich in erster Linie als Selb stkritik eine s Pazifisten
verstanden wissen, denn ich begann meine Lauf-
b ahn als gewaltfreier Aktivist als Kriegsdienstver-
weigerer.

»Nein« sagen genügt nicht

Ab er schon damals − im Jahr 1 9 61 − genügte mir
das bloße Neinsagen zu Krieg und Gewalt nicht.
Ich spürte instinktiv, dass die Verneinung von et-
was B e stehendem von dem, was wir verneinen, ab-
hängig bleibt. In j eder Verneinung steckt latent ei-
ne B ej ahung, in j eder B ej ahung latent eine Vernei-
nung. Freud hat die se Dialektik am B eispiel der Ge-
fühlsb eziehungen untersucht und fe stge stellt: In

Am 2 4 . D ezemb er 2 0 04 erschien in der »Frankfur-
ter Rundschau« ein Le serbrief de s Stuttgarter Frie-
densforschers und -aktivisten Wolfgang Sternstein,
mit dem er auf einen zuvor erschienenen B eitrag
de s SPD-Politikers Erhard Eppler reagierte . In sei-
nem Leserbrief schrieb Sternstein am Schluss :

»Selbstverständlich gibt es Situa tio nen, in

denen Gewalta ndroh ung und Gewalta nwendung

nö tig ist, um Massenmord und sch were Menschen-

rech tsverletzungen zu verh indern. Sich darum zu

küm mern, ist die A ufgabe einer veran twortungs-

bewussten Politik, die vo n eth ischen Prinzipien,

sta tt vo n In teressen geleitet ist. Die A ufgabe vo n

Pazifisten usw. besteh t jedoch darin, m it gewalt-

freien Mitteln für Gerech tigkeit, Frieden und

Schöpfungserhalt zu kämpfen. Insofern gibt es

kein Gegeneinander, aber a uch kein Miteina nder,

wie Eppler nahe legt, so ndern ein Nebeneinander

vo n Pazifisten und Bellizisten. «

Die se Aussage ist − verständlicherweise und zu
Recht − auf Kritik ge stoßen . B eides macht aber
auch die Notwendigkeit einer weiterführenden
D eb atte zu Selb stverständnis und Aufgab en des Pa-
zifismu s deutlich . Wir hab en deshalb Wolfgang
Sternsein geb eten, seine Po sition als Ausgangs-
punkt für eine Diskussion zu formulieren, was er
unter der Überschrift »Hat der europ äische Pazifis-
mus versagt?« getan hat. Wir eröffnen die D eb atte
mit den Stellungnahmen von Jo achim Schramm
(DFG-VK) , Reinhard J . Voß (p ax christi) , Andre as
Buro (Komitee für Grundrechte und D emokratie)
und M atthias Engelke (Versöhnungsbund) zu Wolf-
gang Sternsteins Papier. Die D eb atte soll in der
nächsten Au sgab e fortge setzt werden . Die Leserin-
nen und Leser sind eingeladen, sich daran mit B ei-
trägen zu b eteiligen (Texte mit einer maximalen
Länge von 1 1 . 0 0 0 Zeichen bitte per eMail an redak-
tion@forum-p azifismus . de) .

Weil das alle s nichts mit Verteidigungserforder-
nissen zu tun hat, muss sich die imperiale Hegemo-
nialpolitik mit Blick auf Steuerzahler, Wähler und
Weltöffentlichkeit als B edrohung des »demokrati-
schen Friedens« tarnen, müssen seine Prop agandis-
ten in immer kürzeren Ab ständen in die Kiste der
Kriegsprop aganda und der Kriegslügen greifen .

Prof. Dr. Kn ut Krusewitz ist Mitglied der DFG- VK

und war bis zu seiner Emeritierung Hochsch ulleh-

rer an der TU Berlin. Dieser Beitrag ist die überar-

beitete Fassung eines Refera tes beim Friedens-

ra tschlag im letzten Dezem ber in Kassel.


